
Sekretär Krause, es nicht geschafft haben, ordnende Impulse in 
die Treuhand zu senden.

(Beifall bei der SPD)

Letzterer, den man schon als den Ludwig Erhard der 90er Jahre 
feiert, hat sich jetzt auf die Rapsfeldtheorie verlegt, anstatt bei 
der Marktwirtschaft der reinen Lehre zu bleiben. Im Moment 
laufen in und um die Treuhand schon wieder Debatten um Um­
strukturierung, und das Personenkarussell dreht sich, dreht sich 
aber nur auf „der Seite der Wessis“, aber nicht auf der „der Ossis“. 
Das ist um so dramatischer, als mir hier zwei ungelöste Proble­
me einfallen:

Erstens die Frage der Altleiter, die aus Machtgier und Markt­
wirtschaftsunwissen dieses Schiff nicht mitsteuern können und 
so schnell wie möglich abgelöst werden müssen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

Hierzu kamen von sozialdemokratischer Seite immer wieder 
Anstöße und Anregungen, die unerfüllt blieben.

Zweitens die Rolle der Arbeitnehmer und Gewerkschaften in 
der Treuhand. Trotz mehrerer massiver Interventionen und For­
derungen unsererseits, um die nach Mitbestimmungsrecht üb­
liche Beteiligung durch Arbeitnehmer durchzusetzen, wurden 
diese Forderungen nicht berücksichtigt. Bis heute befindet sich 

Verwaltungsrat der Treuhand kein Gewerkschafter oder Ar- 
Beitnehmervertreter. Das ist schlicht und ergreifend ein Skan­
dal

(Vereinzelt Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

und hat mit Wirtschaftsdemokratie, auch nach bundesdeut­
schem Vorbild, nichts mehr zu tun.

Vor dem Hintergrund der weiter vorne schon genannten neu­
en Strukturdiskussion fordern die Sozialdemokraten den Mini­
sterpräsidenten entschieden auf, von seiner Richtlinienkompe­
tenz Gebrauch zu machen und diese Forderung im Sinne von 
Millionen Beschäftigten dieses Landes anzuweisen.

Meine Damen und Herren! Zum Ende noch einige Gedanken 
zum Thema Treuhand und 2. Staatsvertrag. Die Treugeberschaft 
geht laut Staatsvertrag auf den Bundesfinanzminister über. Dies 
widerspricht dem Treuhandgesetz, das an dieser Stelle partei- 
übergreifend konsens war. Wenn dies so bleibt, kann eindeutig 
davon ausgegangen werden, daß die DDR in übertragenem Sin­
ne die Hosen runterlassen muß und gleicht einer Übertragung 
des praktisch gesamten ehemaligen Volkseigentums gegen- 
—^rtslos an 60 Millionen Bundesbürger.

Das, was das SED-Regime in diesem Punkt nicht geschafft hat, 
nämlich die de facto Totalenteignung der Bevölkerung, schafft 
diese Regierung mit einem Paragraphen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

(Zwischenruf des Stellvertreters der Präsidentin Dr. Höpp- 
ner: Herr Abgeordneter, ich muß Sie darauf aufmerksam 
machen, daß wir an sich im Präsidium vereinbart hatten, 
keine Aussprache hierzu. Sie wollten eine Erklärung dazu 
abgeben, und die hatte ich genehmigt, und ich würde Sie bit­
ten, das zu straffen.)

Gut, ich werde sofort fertig sein.

Zweitens: Bis zur 26.Tagung der Volkskammer war das Pro­
blem der Separierung der Landwirtschaft unter treuhänderi­
scher Verwaltung hier beschlossene gemeinsame Sache. Wer 
die Probleme der Landwirtschaft kennt und die Schwierigkei­
ten, die sich mit den teilweise ungeklärten Eigentumsfragen 
noch mehren, bedenkt, kann leider nur konstatieren, daß auch 
dieses Problem im Staatsvertrag nicht gelöst ist. Hier wird 
nämlich pauschal das gesamte landwirtschaftlich und forst­
wirtschaftlich genutzte Gebiet als Teil der Treuhand unter­
stellt.

Auch das kann man schlicht und ergreifend als fatal falsch be­
zeichnen.

Letztens: Besonders enttäuschend am heutigen Nachmittag 
ist, daß die beiden politisch Verantwortlichen nicht Rede und 
Antwort stehen können. Gerade diese beiden haben so oft einge­
klagt, daß mangelndes Interesse und Abwesenheit der Abgeord­
neten bei wichtigen Debatten und Entscheidungen einer der we­
sentlichen Gründe für die dilettantischen Bemühungen der 
Volkskammer seien. Beide sind heute nicht da und demonstrie­
ren damit für mich, daß die Volkskammer und Regierung bei die­
sem Problem ein monolithisches Ganzes bildet.

(Proteste bei CDU/DA)

Die Fraktion der SPD stimmt dem Antrag der F.D.P.-Fraktion 
zu.

(Tumultartige Reaktion bei CDU/DA, Klingelzeichen 
des Präsidenten und vereinzelt Beifall bei SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Jetzt haben wir die Aussprache. Alle Fraktionen stehen hier. 
Ich würde der Reihe nach gehen. Ich habe es verfolgt. Ich bitte 
den Abgeordneten, Fragen, Anfragen zu erlauben. Abgeordneter 
Heuer, bitte.

(Zuruf: Steinitz)

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Herr Bogisch, ich habe mich etwas gewundert über die Art Ih­
rer Darstellung bei einigen Fragen. Einerseits freue ich mich na­
türlich, daß Sie jetzt sehr energisch die Interessen der Arbeit­
nehmer vertreten im Verwaltungsrat.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich bitte jetzt tatsächlich eine Frage zu stellen.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Ich frage: Wie erklären Sie es, daß der Antrag, den wir damals, 
als das Gesetz zur Treuhandanstalt zur Diskussion stand, in dem 
wir die Forderung gestellt haben, daß ein Arbeitnehmervertre­
ter in den Verwaltungsrat entsandt wird, dieser Antrag mit einer 
Reihe von Stimmen der SPD abgelehnt wurde?

(Beifall bei der PDS)

Bogisch (SPD):

Die Frage war mit Sicherheit immer eine SPD-Forderung, da 
können wir gern mal in den Protokollen nachsehen.

(Zuruf: Hören Sie auf zu stottern!)
(Heiterkeit und Gelächter bei CDU/DA und der F.D.P.)

Ich kann mich nicht erinnern.

(Heiterkeit bei der PDS und bei CDU/DA)

Unsere Forderung bestand immer, einen Arbeitnehmerver­
treter in den Aufsichtsrat zu entsenden.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Meine Damen und Herren, bitte akzeptieren Sie, daß wir in der 
Zeit nicht so gut liegen.

Ich würde jetzt die nächste Frage zulassen.
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